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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ 
gnädigſt geruht, 
den Wirklichen Geheimen Oberregierungsrat 
und vortragenden Rat von der Hagen 
zum Miniſterialdirektor im Miniſterium 
für Handel und Gewerbe 
zu ernennen. 


Der Oberregierungsrat Franke von der 
Regierung in Münſter iſt mit Wahrnehmung 
der Geſchäfte eines vortragenden Rates im 
Miniſterium für Handel und Gewerbe betraut 
worden. 


Der Landrichter Saute in Elberfeld iſt 
zum ſtellvertretenden Vorſitzenden des Schieds⸗ 
gerichts für die Arbeiterverſicherung im Eiſen— 
bahndirektionsbezirk Elberfeld ernannt worden. 


Der Diplomingenieur Arthur John und 
der Ingenieur und Regierungsbauführer Karl 
Otto Drews in Poſen ſind zu Oberlehrern 
an der höheren Maſchinenbauſchule daſelbſt 
ernannt worden. 


Der Oberlehrer Beſſell von der Bau— 
gewerkſchule in Frankfurt n iſt an die 
höhere Maſchinenbauſchule in Magdeburg 
verſetzt worden. 

Dem Baugewerkſchuldirektor Dieckmann 


in Dt. Krone iſt die Leitung der Baugewerk⸗ 
ſchule in Barmen, dem Baugewerkſchuldirektor 


Profeſſor Dr. Seipp in Barmen die Leitung 
der Baugewerkſchule in Kattowitz und dem 
Baugewerkſchuldirektor Profeſſor Unger in 
Kattowitz die Leitung der Baugewerkſchule in 
Erfurt übertragen worden. 


Der bisherige Direktor der Herzoglichen 
Bauſchule in Zerbſt Profeſſor Opderbepke 
in Poſen iſt unter Übernahme in den preu⸗ 
ßiſchen Baugewerkſchuldienſt zum Oberlehrer 
ernannt worden. 


Die Baugewerkſchullehrer Marquart und 
Fiſcher in Poſen, Haenlein in Höxter, 
Mühe in Königsberg i. Pr., Hummel in 
Caſſel, Kelch in Buxtehude, Frommer und 
Lehmann in Dt. Krone, Schaller in Er⸗ 
furt, Küſter in Cöln, Reinecke in Eckeru⸗ 
förde, Strohmeyer in Kattowitz, Pfaff 
und Blau in Hildesheim ſind zu Oberlehrern 
ernannt worden. 


Der Oberlehrer Profeſſor Sauerborn 
in Barmen iſt an die Baugewerkſchule in 
Cölu, der Baugewerkſchullehrer Buſſe in 
Buxtehude an die Baugewerkſchule in Aachen 
verſetzt worden. 


Als Hilfslehrer find an die nachſtehend auf- 
geführten Baugewerkſchulen berufen worden: 
Regierungsbauführer Wolf in Kattowitz, 
Architekt Meyer in Buxtehude und 
Ingenieur Arndt in Frankfurt a. O. 
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II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Landesgewerbeamt. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 6. April 1905. 

Anliegend überſende ich Ihnen zur Kenntnisnahme einen Sonderabdruck von Beilage 8 
des Miniſterialblatts der Handels- und Gewerbeverwaltung, enthaltend 

I. die Allerhöchſte Verordnung über die Errichtung eines Landesgewerbeamts und 
eines ſtändigen Beirats für das gewerbliche Unterrichtsweſen und die Gewerbe— 
förderung vom 20. März d. 38., 

2. die dazu erlaſſene Ausführungsanweiſung vom 3. April d. Is. 

Die Beſtimmung derjenigen Fälle, in denen ein unmittelbarer Geſchäftsverkehr zwiſchen 
dem Landesgewerbeamt und den mir nachgeordneten Behörden ſtattzufinden hat, behalte 
ich mir im einzelnen vor. Somit iſt — von dem unmittelbaren Schriftwechſel zwiſchen 
Ihnen und dem Landesgewerbeamt in dieſen Einzelfällen abgeſehen — auch in Zukunft 
in allen Angelegenheiten des gewerblichen Unterrichtsweſens und der Gewerbeförderung 
von dort aus lediglich an mich zu berichten. 

Mit Rückſicht auf die unvermeidliche Verlaugſamung des Geſchäftsgangs, welche ſich 

aus der Begutachtung der techniſchen Angelegenheiten des gewerblichen Unterrichtsweſens 
und der Gewerbeförderung durch eine beſondere kollegialiſche Behörde ergibt, erſuche ich 
Sie, auf die genaue Innehaltung der meinerſeits geſetzten Termine, insbeſondere auch bei 
regelmäßig wiederkehrenden oder allgemein erforderten Berichten, Ihr beſonderes Augen⸗ 
merk zu richten. 

Möller. 
IV 2494. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Handels vertretungen. 
Betr. Bezirk der Handelskammern in Brauusberg und Grandenz. 


Der Bezirk der Handelskammer in Braunsberg iſt auf die Stadt Frauenburg und 
der Handelskammer in Graudenz auf die Kreiſe Deutſch-Krone, Flatow und Schlochau aus— 
gedehnt worden. 


um Vorſchlage f 

Lau⸗ Sitz der Kammer 8 ſchlag Anzahl der 
F der 

fende für 1 


Handelsrichter berechtigte Organe 
des Handelsſtaudes. 


Nr Handelsſachen. Handels- Stell⸗ 


richter. vertreter. 


1 2. 3. =. 


2. | Memel Vorſteheramt der Kaufmannſchaft zu Memel .. 2 4 
4. Elbing Alteſte der Kaufmanuſchaft zu Elbing 2 4 
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2. Sonſtige Angelegenheiten. 
Betr. Kammern für Handelsſachen. 
Bei den Kammern für Handelsſachen in Memel, Elbing, Halberſtadt, Erfurt, Siegen, 


Hanau, Wiesbaden und Coblenz wird vom 1. Juli 1905 ab die Zahl der ſtellvertretenden 
Handelsrichter auf je vier erhöht. 


Betr. Ernennung von Handelsrichtern. 

Mit Rückſicht auf die durch Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 11. März d. Is. 
angeordnete Erhöhung der Zahl der ſtellvertretenden Handelsrichter bei den Kammern für 
Handelsſachen in Memel, Elbing, Halberſtadt, Erfurt, Siegen, Hanau, Wiesbaden und 
Coblenz werden die der Allgemeinen Verfügung vom 12. März 1904 (Ml. S. 81) bei⸗ 
gefügten Verzeichniſſe A und B bezüglich der vorbezeichneten Kammern in der aus den 
Anlagen erſichtlichen Weiſe abgeändert. 


Berlin, den 11. März 1905. 


Der Juſtizminiſter. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Schönſtedt. In Vertretung. 
* 
J. M. 1. 1414. Lohmann. 
: . Anlage. 
. Verzeichnis A. zone 
ee 15 Zum Vorſchlage ee eee 
ſende FTSE der Handelsrichter berechtigte Organe Handels: Stel nen 
Nr für des 5 d lsſt des - | vorzufchlagenben 
I Handelsſachen. es Handelsſtandes. richter. vertreter. Perſonen. 
MEER a 4. 5. 


3. | Halberftadt nn zu Halberſtadt (vgl. auch 
rd). 5 wu 


. D 4 10 
6. Erfurt a) Handelskammer zu Erfurt. 5 f 9 
b) Handelskammer zu Mühlhauſen i. Th. U 4 \ 3 
9. Siegen a) Handelskammer zu Siegen . . 9 

b) Handelskammer für das Lennegebiet | 

des Kreiſes Altena und für den 2 4 

Kreis Olpe zu Altena (vgl. auch | | 
Nx. 15) F 3 
NE, Hanau Handelskammer zu Hanau 2 4 10 
19.] Wiesbaden Handelskammer zu Wiesbaden 2 4 10 
22 Coblenz [Handelskammer zu Eobleı . . . . 2 4 10 


zeichnis B. 


Anzahl der von den einzelnen Organen des Handelsſtandes vorzuſchlagenden Perſonen 


bei gänzlicher | bet Ernennung von 
a, einem 12 zwei r drei bier 
perſonals | Handelsrichtern oder Stellvertretern — 
zu ö zum zu zu | u: 


Stel- Handels⸗ Stell» 
richter. vertreter. richtern. vertretern. richtern. vertretern. richtern. vertretern. 


| i 
Handels» Stell⸗ | Handel Stell- Handels- Stelle Handels⸗ 
richtern. vertretern. 

5 


Anlage u 


B 


Anlage. 
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I. Wandergewerbe und Märkte. 
Betr. Gewerbelegitimationskarten für däuiſche Haudlungsreiſende. 
Berlin, den 5. April 1905. 

Aus Anlaß eines Spezialfalles iſt die Däuiſche Regierung dagegen vorſtellig geworden, 
daß den dänischen Handlungsreiſenden in Preußen die Erteilung von Gewerbelegitimations 
karten bisher verweigert und ſtatt deſſen nur Wandergewerbeſcheine ausgeſtellt worden ſind. 
Mit der Begründung, daß Dänemark zu denjenigen Ländern gehöre, die im Sinne der 
Beſtimmung in Ziffer II B. 2 Abſ. 1 der Bekauntmachung zur Reichsgewerbeordnung vom 
27. November 1896 (R Bl. S. 745) in Deutſchland meiſtbegünſtigt ſeien, iſt daher von 
dänischer Seite beantragt worden, fernerhin auch den dänischen Handlungsreiſenden in 
am die in der angezogenen Beſtimmung vorgeſehene Gewerbelegitimationskarte zu 
erteilen. 

Die Prüfung dieſes Antrags hat ergeben, daß auf Grund der in den Verträgen 
Dänemarks mit Preußen (vom 17. Juni 1818 Art. 2), Oldenburg (vom 31. März 1841 
Art. 1) und Mecklenburg Schwerin (vom 25. November 1845 Art. 1) vereinbarten Meiſt 
begünſtigung den däniſchen Handlungsreiſenden ein Auſpruch auf Erteilung von Gewerbe 
legitimationskarten nach Ziffer II B. Abſ. 1 der Bekanntmachung vom 27. November 1896 
zuzuerkennen iſt. 

Die in jenen Verträgen vereinbarte Meiſtbegünſtigung bezüglich des Gewerbebetriebes 
und infolgedeſſen auch der Anſpruch auf Erteilung von Gewerbelegitimationskarten 
erſtreckt ſich jedoch nicht auf die übrigen deutſchen Bundesſtaaten. 

Ferner erſcheint es geboten, die ſechs nordſchleswigſchen Kreiſe: Hadersleben, Tondern, 
Apenrade, Sonderburg, Flensburg⸗Stadt und Flensburg Land von der Erteilung und 
Gültigkeit der Gewerbelegitimationskarten für Handlungsreiſende däniſcher Staatsangehörigkeit 
auszunehmen. Dieſe Ausſchließung iſt eine polizeiliche Maßnahme, auf die zur Aufrecht⸗ 
erhaltung von Ruhe und Ordnung in jenen Landesteilen zur Zeit nicht verzichtet werden kann. 

Hiernach find in Zukunft den däniſchen Handlungsreiſenden auf Antrag Gewerbe— 
legitimationskarten zu erteilen, die für Preußen, Oldenburg und Mecklenburg⸗Schwerin 
gültig ſind. Bei Ausſtellung der Karten für einen Handlungsreiſenden däniſcher Staats⸗ 
augehörigkeit iſt dem Antragſteller in jedem einzelnen Falle von der ausſtellenden Behörde 
zu Protokoll zu erklären, daß die Karten für die oben bezeichneten ſechs preußiſchen Kreiſe 
nicht gelten und daß Zuwiderhandelnde der Ausweiſung ausgeſetzt ſind. 

Indem wir Sie hiervon in Kenntnis ſetzen, erſuchen wir Sie ergebenſt, demgemäß 
das Weitere zu veranlaſſen. 


Der Finanzminiſter. Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. für Handel und Gewerbe. In Vertretung. 
Wallach. In Vertretung. Kitzing. 

Lohmann. 


IIb 2567 J 7 II 1714 
illa 2373 III 2936 
An die Herren Regierungspräſidenten und an den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


f. H. u. G. — IIb 1055 M. d. J. F. M. 


2. Organiſation des Handwerks. 
Betr. Beitritt von Junungen zu Arbeitgeberverbäuden. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 7. April 1905. 

Zu der Frage, wie weit es den Innungen geſtattet iſt, einem Arbeitgeberverbande 
beizutreten und für einen ſolchen Verband Aufwendungen aus dem Innungsvermögen oder 
durch Erhebung von Mitgliederbeiträgen zu machen, habe ich in dem in Abſchrift beiliegenden 
Erlaſſe vom 20. Januar 1903 (Ala 10 566) Stellung genommen. Ich erſuche Sie, nach 
den hier ausgeſprochenen Grundſätzen in Zukunft zu verfahren und den Ihrer Entſcheidung 
noch unterliegenden Fall, deſſen Einzelheiten nach den bisherigen Mitteilungen von mir 
nicht völlig überblickt werden kömten, zu erledigen. 

»In Vertretung 
IIIa 924. Lohmann. 


An deu Herrn Regierungspräſidenten in N. 


93 


Anlage. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 20. Januar 1903. 

Dem Vorſtand erwidere ich auf die Eingabe vom 18. November v. I., daß ich in 
Übereinſtimmung mit der in dieſer vertretenen Auffaſſung den Beitritt von Schneider⸗ 
innungen zum Allgemeinen Deutſchen Arbeitgeberverbande für das Schneidergewerbe nicht 
für zuläſſig halte. 

Nach § 88 der Gewerbeordnung dürfen zu anderen Zwecken als der Erfüllung der 
ſtatutariſch oder durch das Geſetz beſtimmten Aufgaben der Innung ſowie der Deckung der 
Koſten der Innungsverwaltung weder Beiträge von den Innungsmitgliedern oder von den 
Geſellen erhoben werden, noch Verwendungen aus dem Vermögen der Innung erfolgen. 
Die Zuläſſigkeit des Beitritts von Innungen zu einem Verbande, deſſen Mitglieder zur 
Entrichtung von Beiträgen verpflichtet find, iſt daher ſofern andere Umſtände nicht im 
Wege ſtehen — davon abhängig, ob die Beitragsleiſtung nach der eben erwähnten Beſtim⸗ 
mung ſtatthaft iſt. Dieſe Frage iſt in Anſehung des Allgemeinen Deutſchen Arbeitgeber- 
verbands für das Schneidergewerbe zu verneinen. Dieſer Verband iſt ſeiner Beſtimmung 
nach, wenn es auch in den Statuten nicht klar hervortritt, ein Kampfperein gegenüber den 
Organiſationen der Arbeitnehmer. Seine Beſtimmung ſteht ſomit im Widerſpruche zu § 81a 
if. 2 der Gewerbeordnung, wonach die Förderung eines gedeihlichen Verhältniſſes zwiſchen 
Meiſtern und Geſellen Aufgabe der Innungen iſt. 

Hierzu kommt noch, daß den Innungen auch Mitglieder angehören, die nicht Arbeit⸗ 
geber find und daß es eine Unbilligkeit fein würde, die von ihnen mitaufgebrachten 
Junungsmittel einem Verbande zuzuwenden, deſſen Aufgabe lediglich die Vertretung der 
beſonderen Intereſſen der Arbeitgeber bildet. 

Übrigens bemerke ich, daß über die Frage, ob in dem Beitritt einer Innung zum 
Allgemeinen Deutſchen Arbeitgeberverbande für das Schneidergewerbe eine geſetzwidrige, 
das Gemeinwohl gefährdende oder eine andere als geſetzlich zuläſſige Zwecke verfolgende 
Handlung zu erblicken iſt, die nach § 97 Abſ. 1 Ziffer 3 Gewerbeordnung die Schließung 
der Innung rechtfertigen würde, in jedem Einzelfall im Verwaltungsſtreitverfahren (8 97 
Abſ. 2 u. 3 a. a. O.) zu entſcheiden iſt. 

IIIa 10 566. gez. Möller. 


An den Vorſtand des Innungsverbands Bund Deutſcher Schneiderinnungen. 


3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. Einrichtnug nnd Betrieb der Buchdruckereien uud Schriftgießereien. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 6. April 1905. 

Im Jahre 1898 hatte der „Deutſche Buchdrucker-Verein“ in Leipzig beim Bundes⸗ 
rate beantragt, die in der Bekanntmachung vom 31. Juli 1897 (RGBl. S. 614) unter 1 
Ziffer 7 Abſ. 2 erlaſſene Vorschrift dahin zu ergänzen, „daß dem täglichen Abwaſchen 
oder feuchten Abreiben der Fußböden der regelmäßige alle drei bis vier Monate zu 
wiederholende Anſtrich derſelben mit einem ſtaubaufſaugenden Ole gleicherachtet wird.“ 
In Berückſichtigung eines vom Kaiſerlichen Geſundheitsamt eingeholten Gutachtens beſchloß 
aber der Bundesrat, der Eingabe keine Folge zu geben. Am 9. Februar d. J. hat der 
Deutſche Buchdrucker⸗Verein ſeine Bitte an den Bundesrat wiederholt. Er begründet ſie 
damit, daß die mit dem Fußbodenöle gemachten günſtigen Erfahrungen zu feiner faſt all⸗ 
gemeinen Verwendung geführt hätten. Ein tägliches feuchtes Aufwiſchen des geölten Fuß— 
bodens ſei aber hygieniſch nicht notwendig und anderſeits mißlich. 

Um die Angelegenheit möglichſt zu klären, erſcheint eine Feſtſtellung darüber geboten, 
ob ein allgemeines Bedürfnis nach einer Anderung der Bundesratsbekauntmachung in 
obigem Sinne anerkannt, und ob nach den bisherigen Erfahrungen von dem täglichen 
feuchten Aufwiſchen des geölten Fußbodens abgeſehen werden kann. 

Ich erſuche Sie, mir hierüber binnen drei Monaten zu berichten. 

In Vertretung. 
IIIa 3018. Lohmann. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
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Betr. Prämien für Auslehren taubſtummer Lehrlinge. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 10. April 1905. 

Aus Anlaß eines Einzelfalles iſt zur Sprache gekommen, ob es zuläſſig ſei, die auf 
Grund des Allerhöchſten Erlaſſes vom 16. Juni 1817 zu gewährenden Prämien für das 
Auslehren Taubſtummer auch Lehrmeiſtern zu gewähren, die nicht Reichsangehörige ſind. 
Ich mache deshalb darauf aufmerkſam, daß grundſätzlich die Gewährung der Prämie an 
ſolche Lehrmeiſter nicht ausgeſchloſſen iſt, behalte mir aber die Entſcheidung in dieſen Fällen 
vor. Ich erſuche Sie daher, wo die Reichsangehörigkeit des Lehrherrn nicht unzweifelhaft 
iſt, das Erforderliche feſtſtellen zu laſſen und gegebenenfalls an mich zu berichten. 

In Vertretung. 
IIIa 1560. Lohmann. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


4. Arbeiterverſicherung. 
n) Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des K. V. G. 


Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengelds, den Anforderungen des § 75 des Kranten⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

J. Bauhandwerker⸗Krankenunterſtützungskaſſe für Lasfelde, Petershütte und Katzen⸗ 

ſtein (E. H.), 

2. Kranken- und Sterbekaſſe des Maurer⸗ und Zimmergewerks für die Ortſchaften 
Bruckdorf, Canena, Dieskau und Zwintſchöng und die unmittelbar an dieſe an⸗ 
grenzenden Ortſchaften des Delitzſcher Kreiſes (E. Ga, 

3. Krankenkaſſe des Allgemeinen Bildungsvereins (E. H.) in Danzig, 

4. Maurer⸗Gewerks⸗Kranken⸗ und Sterbefaffe, auf landesrechtlicher Vorſchrift beruhende 
Hilfskaſſe, zu Friedrichshagen, 

5. Allgemeine Schuhmacher⸗Krankenkaſſe (E. H.) in Bielefeld, 

6. Brühler Kranken⸗ und Sterbekaſſe (E. H.) in Solingen, 8 

1. Kranken⸗ und Sterbekaſſe der in der Hausinduſtrie beſchäftigten Perſonen zu 
Weſterhüſen (E. H.), 

8. Hoisdorfer Krankenkaſſe (E. H.), 

9. Kranken⸗Unterſtützungs⸗Kaſſe zu Bommersheim (E. H.), 

10. Freiwilliger Kranken⸗Unterſtützungs⸗Verein in Kirdorf (E. H.), 
11. Allgemeiner Unterſtützungsverein für Krankheits⸗ und Sterbefälle zu Kelkheim (E. H.). 

Berlin, den 15. April 1905. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung. 
IIIa 2808 1. Lohmann. 


b) Invalideuverſicherung. 
Betr. weitere Kommunalverbäude im Sinne des J. V. G. 
Berlin, den 1. April 1905. 

In Ziffer 1 der Bekanntmachung, betreffend die Ausführung des Juvalidenverſicherungs⸗ 
geſetzes (Roh Bl. 1899 S. 463), vom 26. Auguſt 1899 (MBl. f. d. i. V. S. 165) wird vor 
den Worten „in allen übrigen Fällen“ eingeſchaltet: 

in den Fällen der $$ 148 bis 153 die Kreiſe, in der Provinz Weſtfalen auch 
die Amter, in der Rheinprovinz auch die Bürgermeiſtereien und in den Hohen 
zollernſchen Landen die Oberamtsbezirke, 

Sie wollen dieſe Abänderung im Regierungsamtsblatte veröffentlichen. 


Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
für Handel und Gewerbe. In Vertretung. 
Möller. von Biſchoffshauſen. 


IIIa 1947 M. f. H. — Le 287 M. d. J. 
Au die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W. Gedruckt bei Julius Sittenfeld in Berlin W. 


